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LMK	 Lindenmaier-Möhring Kommentierte BGH-Rechtsprechung
Ls.	 Leitsatz
LSK	 Leitsatzkartei des Deutschen Rechts
Ltd.	 Limited Company
LZ 	 Leipziger Zeitschrift für Handels-, Konkurs- und Versiche-

rungsrecht
MarkenG	 Gesetz über den Schutz von Marken und sonstigen Kennzei-

chen
MarkenV	 Verordnung zur Ausführung des Markengesetzes
MDR	 Monatsschrift für Deutsches Recht
Mio.	 Millionen
MittBayNot	 Mitteilungen des Bayerischen Notarvereins, der Notarkasse und 

der Landesnotarkammer Bayern
MittRhNotK 	 Mitteilungen der Rheinischen Notarkammer
MoMiG	 Gesetz zur Modernisierung des GmbH-Rechts und zur Be-

kämpfung von Missbräuchen
MünchHandbGesR	 Münchener Handbuch des Gesellschaftsrecht
MünchKomm	 Münchener Kommentar
m. w. N.	 mit weiteren Nachweisen
Neubearb.	 Neubearbeitung
n. F.	 neue Fassung
NJW	 Neue Juristische Wochenschrift
NJW-RR	 NJW-Rechtsprechungs-Report (siehe NJW)
NJW-Spezial	 Neue Juristische Wochenschrift Spezial
No. 	 Numero
notar	 monatsschrift für die gesamte notarielle praxis
NotBZ	 Zeitschrift für die notarielle Beratungs- und Beurkundungs

praxis
Nr.	 Nummer
NWB	 Neue Wirtschafts-Briefe
NZG 	 Neue Zeitschrift für Gesellschaftsrecht
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NZI	 Neue Zeitschrift für Insolvenz- und Sanierungsrecht
o. ä.	 oder ähnliches
o. g.	 oben genannt(e)
öGmbHG	 österreichisches Gesetz über die Gesellschaft mit beschränkter 

Haftung
OHG	 Offene Handelsgesellschaft
OLG	 Oberlandesgericht
P + P	 Pöllath + Partners
PublG	 Gesetz über die Rechnungslegung von bestimmten Unterneh-

men und Konzernen
Redakt.	 Redaktor
RefE	 Referentenentwurf
RegE	 Regierungsentwurf
RegisterGer.	 Registergericht
RegisterR	 Registerrecht
RGBl.	 Das Gesetz über die Kosten in Angelegenheiten der freiwilligen 

Gerichtsbarkeit
RGZ	 Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivilsachen
RMBl.	 Reichsministerialblatt
Rn.	 Randnummer
RNotZ	 Rheinische Notar-Zeitschrift
Rom I-VO	 Verordnung (EG) Nr. 593 / 2008 des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 17.  Juni 2008 über das auf vertragliche 
Schuldverhältnisse anzuwendende Recht

Rpfleger 	 Der Deutsche Rechtspfleger
Rs.	 Rechtssache
Rspr.	 Rechtsprechung
S.	 Seite
sog.	 sogenannt(e)
Sp.	 Spalte
StB	 Der Steuerberater
St. Rspr.	 ständige Rechtsprechung
Telefax	 Telefaksimile
Tl.	 Teillieferung
u.	 und
u. a.	 unter anderem
u. ä.	 und ähnliche
UmwG	 Umwandlungsgesetz
urspr.	 ursprünglich
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Urt.	 Urteil
v.	 vom
vgl.	 vergleiche
VGR	 Gesellschaftsrechtliche Vereinigung
Vol. 	 Volume
vs.	 versus
WG	 Wechselgesetz
WM	 Zeitschrift für Wirtschafts- und Bankrecht
ZErb	 Zeitschrift für die Steuer- und Erbrechtspraxis
ZEV	 Zeitschrift für Erbrecht und Vermögensnachfolge
ZGH	 Zeitschrift für das gesamte Handelsrecht und Konkursrecht
ZGR	 Zeitschrift für Unternehmens- und Gesellschaftsrecht
ZHR	 Zeitschrift für das gesamte Handels- und Wirtschaftsrecht
ZInsO	 Zeitschrift für das gesamte Insolvenzrecht
ZIP	 Zeitschrift für Wirtschaftsrecht
zit.	 zitiert als
ZNotP	 Zeitschrift für Notarpraxis
ZPO	 Zivilprozessordnung
zugl.	 zugleich
zust.	 zustimmend



Gegenstand der Untersuchung

Das GmbH-Gesellschaftsrecht kennt seit jeher die Führung einer Gesell-
schafterliste, aus welcher die obligatorischen Personaldaten der Gesellschaf-
ter hinsichtlich Name, Vorname, Geburtsdatum und Wohnort sowie der 
Betrag der von dem Gesellschafter übernommenen Stammeinlage hervorge-
hen sollen.1 Im Zuge der MoMiG-Reform im Jahr 2008 hat die Gesellschaf-
terliste einen deutlichen Wandel hin zu einem Rechtsscheinträger erfahren, 
der sowohl die maßgebliche Legitimationsbasis im Verhältnis von Gesell-
schafter und GmbH (§ 16 Abs. 1 GmbHG) als auch den Anknüpfungspunkt 
für einen gutgläubigen GmbH-Anteilserwerb (§ 16 Abs. 3 GmbHG) darstellt. 
Während die Neueinführung der Möglichkeit des gutgläubigen Anteilser-
werbs in der Literatur ausreichend analysiert wurde, hat die Regelung des 
§ 16 Abs. 1 GmbHG nur eine stiefmütterliche Behandlung von der Literatur 
erfahren.2 Diese Arbeit rückt nunmehr die Vorschrift des § 16 Abs. 1 
GmbHG in den Mittelpunkt. Denn auch im Zusammenhang mit § 16 Abs. 1 
GmbHG stellen sich einige für die GmbH-rechtliche Praxis bedeutsame 
Fragen, wenn § 16 Abs. 1 S. 1 GmbHG anordnet, dass nur derjenige zur 
Geltendmachung von Mitgliedschaftsrechten autorisiert gilt, der in die im 
Handelsregister aufgenommene Gesellschafterliste als Gesellschafter einge-
tragen wurde. § 16 Abs. 1 S. 1 GmbHG entfaltet demnach eine unwiderleg-
liche Vermutung der Befugnis zur Geltendmachung von Gesellschafterrech-
ten, die nur durch eine Aktualisierung der zuletzt eingereichten Liste mit 
ex-nunc-Wirkung beseitigt werden kann. Das Gesetz unterscheidet damit 
zwischen einer formell legitimierten Gesellschafterstellung des in der Liste 
Eingetragenen auf der Grundlage eines formalisierten Eintragungsprinzip 
und der materiell-rechtlichen Gesellschafterstellung des Anteilsinhabers. 

Die Maßgeblichkeit der formellen Legitimation birgt nicht zuletzt auf-
grund etwaiger (legitimer) Geheimhaltungsinteressen von Erwerbern ein 

1  Im Zuge der Reformierung durch das Handelsrechtsreformgesetz vom (Gesetz 
zur Neuregelung des Kaufmanns- und Firmenrechts und zur Änderung anderer han-
dels- und gesellschaftsrechtlicher Vorschriften (Handelsrechtsreformgesetz – HRefG) 
v. 22.6.1998) wurde auf die Angabe des Standes verzichtet. Vgl. hierzu die Begrün-
dung des RegE zum Handelsrechtsreformgesetz v. 29.8.1997, BT-Drucks. 13 / 8444, 
S. 75, 84 f.

2  Vgl. auch Rieg, Erwerb vom Nichtberechtigten und Liste der Gesellschafter, 
S. 66 f., der auf die „durchaus rege Diskussion [zu §§ 16 Abs. 3, 40 GmbHG] in 
Wissenschaft und Rechtsprechung“ hinweist.
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enormes Konfliktpotential in sich, welches im Einzelfall Auswirkungen 
sowohl auf den gesellschaftsinternen als auch -externen Rechtsverkehr ha-
ben kann. Die Inkongruenz von formeller Listen- und materieller Rechtsla-
ge führt zu einer „temporären Enteignung“3 des materiell Berechtigten. Im 
Hinblick auf Art. 14 Abs. 1 S. 1 GG ist es daher erforderlich, die Interessen 
des materiell Berechtigten einem entsprechenden Schutz zuzuführen und 
diese in einen angemessenen Ausgleich zu den widerstreitenden Allgemein-
wohlinteressen zu bringen. Zwar macht auch die GmbH-rechtliche Literatur 
den Eintritt der Legitimationswirkung zugunsten des Eingetragenen ganz 
überwiegend von weiteren Voraussetzungen abhängig. Dennoch wurde die 
verfassungsrechtliche Dimension des § 16 Abs. 1 S. 1 GmbHG von der Li-
teratur bislang nur ungenügend gewürdigt. 

Diese Arbeit schließt diese Lücke und behandelt die verfassungsrechtli-
chen Implikationen im Zusammenhang mit der unwiderleglichen Vermutung 
des § 16 Abs. 1 S. 1 GmbHG. Hierfür werden die Vorschriften zur Führung 
der GmbH-Gesellschafterliste einer ausführlichen Betrachtung unterzogen. 
Insbesondere werden in der Literatur heftig umstrittene, aber auch wenig 
beachtete Fragestellungen einer gesamtheitlichen Betrachtung zugeführt. Es 
wird sich zeigen, dass die Vorschriften zur Führung der GmbH-Gesellschaf-
terliste die regelmäßige Übereinstimmung der formellen Listen- und der 
materiellen Rechtslage nicht gewährleisten können, weswegen der Vorschrift 
des § 16 Abs. 1 S. 1 GmbHG kein reines Rechtsscheinprinzip zugrunde zu 
legen ist. Die von § 16 Abs. 1 S. 1 GmbHG vorgesehene unwiderlegliche 
Vermutung der Gesellschafterstellung kann daher aufgrund der verfassungs-
rechtlichen Anforderungen an eine hiermit einhergehende Beschränkung des 
grundrechtlich geschützten Anteilseigentums nicht ohne jede Einschränkung 
Geltung für sich beanspruchen. Wie auch schon unter Geltung des Anmel-
deprinzip des § 16 Abs. 1 GmbHG a. F., macht die ganz überwiegende Li-
teraturauffassung den Eintritt der formellen Legitimationswirkung des § 16 
Abs. 1 S. 1 GmbHG n. F. zusätzlich von einem einschränkenden Zurech-
nungserfordernis abhängig, mit der Folge, dass in bestimmten Fällen aus-
nahmsweise ein Ausbleiben dieser Rechtswirkung stattfinden soll. Eine 
tiefere dogmatische Durchdringung der Frage der Umsetzung eines Zure-
chenbarkeitsgedankens in § 16 Abs. 1 S. 1 GmbHG bleiben diese Ansätze 
aber größtenteils schuldig. 

Der Implementierung des Zurechnungsgedankens wird durch diese Arbeit 
der dogmatische Boden bereitet. In der Literatur vertretene Zurechnungs-
konzepte werden auf ihre Systemfestigkeit hin überprüft. Schwerpunktmäßig 
wird hierbei das Auseinanderfallen von formeller und materieller Listenlage 
im Sinne einer Personenverschiedenheit von eingetragenem und tatsächli-

3  Wachter, GmbHR 2010, 596 (598).
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chem Gesellschafter erörtert. Aufbauend auf diesen Erkenntnissen wird ein 
eigenes Konzept ausgearbeitet, welches die Verfassungskonformität des § 16 
Abs. 1 S. 1 GmbHG sicherstellt. Zur verfassungsrechtlichen Berücksichti-
gung der widerstreitenden Allgemeinwohl- und Eigentümerinteressen wird 
das Zurechnungsmodell in Gestalt einer tripolaren Rückbeziehung der Lis-
tenaktualisierung vorgeschlagen. Die so vorzunehmende Rückbeziehung 
sowohl zur Person des materiell Berechtigten, des neu eingetragenen Gesell-
schafters als auch der GmbH sichert insbesondere im Falle wiederholt un-
richtiger Gesellschafterlisten einen angemessenen Ausgleich der widerstrei-
tenden schützenswerten Belange und wahrt die Verfassungskonformität des 
§ 16 Abs. 1 S. 1 GmbHG.




